
Geldschöpfu ng u nd Fi nan zkrise
In der ersten Maiwoche fanden an der I'll'll uncl Uni Zürich rlrei hochkarälige \reranstaltungen zur aktuellen Iiinanzsi[uation und zur'

Vollgeld-Initiative statt; leider einmal rnehr ohne Medienberichte.

Werner Kallenberger

A . 5. Mai referierte der .Vater' der Voll-

f.\ seldreform, ProI. Joseph Huber, an der
, IETH vor rund I00 Personen zum The-
ma *'Was Vollgeld ändern würde". Diese Yer-
anstaltung und die von 150 Personen besuchte
Podiumsdiskussion vom-7. Mai, an welcher ne-
ben Huber auch die Professoren Sergio Rossi
(Uni Fribourg), Helmut Dietl (Uni Zürich) so-
wie der Chefökonom der Schweiz. Bankierver-
einigung Martin Hess und Rudolf Walser von
Avenir Suisse teilnahmen, sind unter www.
vollgeld-initiative.ch (Tweets vom 9.5.15)
nachzulesen.

Finanztransaktionssteuer
Die 3. Yeranstaltung vom 6. Mai an der

Uni war vom alternativen .Denknetz' organi-
siert, wobei Bankenprofessor Marc Chesney
in brillanter und ironischer Weise die katas-
trophalen Auswirkungen der dominanten Fi-
nanzgeschäfte und insbesondere der Derivate
schilderte. Sein Vorschlag, eine Finanztrans-
aktionssteuer von 0,2 Prozent auf den (schon

im Jahr 2012) in der Schweiz gelaufenen Fi-
nanztransaktionen von 100 Billionen CHF zu
erheben, ergäbe eine jährliche Steuersumme
von 200 Milliarden CHF, womit die Schweiz
ihre Staatsschulden von heute rund 223 Milli-
arden problemlos ablösen könnte (siehe: Marc
Chesney, Vom Grossen Krieg zur permanen-
ten Krise, Versus-Verlag, 2014).

Das weltweite Bruttoinlandprodukt be-
trug 2013 ca. 75 Billionen USD, die weltweit
(partiell erfasste) gesetzliche Geldmenge min-
destens 300 Billionen USD. Allein schon aus
diesem ökonomischen Ungleichgewicht einer
weit überschiessenden Geldmenge, die im We-
sentlichen durch digitale Giralgelder geprägt
ist, erweist sich die globale Finanzkrise mit ih-
rer weltweiten Verschuldung von mindestens
200 Billionen USD gemäss heutiger Rechts-
ordnung und Konjunktur als unlösbar. Grie-
chenland belegt mit seiner offiziellen Staats-
verschuldung von 175 Prozert des BIP, dass
ohne fundamentale Finanzreformen, Schul-
denschnitt, Yerlängerung der Rückzahlungs-
fristen und Steuererhöhungen auf hohen Ein-
kommen und Vermögen keine sozial und öko-
nomisch verantwortbare Lösung zu finden ist.

Wachsende Geldmenge
An der ETH-Podiumsdiskussion be-

zeichnete Joseph Huber die Giral-Geldschöp-
fung der Banken per Kredit und die digitale
Verbuchung aus dem Nichts als tiefere Ursa-
che der Finanzkrisen. Weil die Geldmenge in
den letzten Jahrzehnten rund viermal schnel-
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ler gewachsen ist als das Bruttosozialprodukt
(BSP) im Euro-Raum wanderte das Giral-Geld
bevorzugt in die Finanzwirtschaft und erzeug-
te dort gefährliche Blasen und Systemkrisen.

In einer für den Internationalen Wäh-
rungsfonds zusammengestellten Datenbank
wurden zwischen 1970 und 2007 124 Banken-
krisen, 326 Währungskrisen und 64 Staats-
verschuldungskrisen auf nationaler Ebene
gezählt Die Auflösung des Bretton-\{oods-
Systems 1973 und die zunehmende Liberali-
sierung der Finanzmärkte haben d,abei zt ei-
ner höheren Anfälligkeit der Weltwirtschaft
für Finanzkrisen beigetragen. Seit der letzten
globalen Finanzkrise war dieser Trer,d. - trotz
zahlreichen Interventionen von IWF, Staaten
und Bank für Internationalen Zahlungsver-
kehr (BIZ) - auch nichtzu stoppen.

Zud,em wissen viele Bankkunden nicht,
dass ihre Giralgeld-Konti im Eigentum der
Banken stehen und sie nur vertragliche An-
sprüche daraufbesitzen. So beträgt die Einla-
gensicherung auch nur 100000 CHF pro Kon-
tobzw.6 Milliardenfür die Schweiz (vgl. www.
esisuisse.ch).

Assetinflation
Helmut Dietl bestätigte, dass die Ban-

ken mit ihrer eigenen Giralgeld-Schöpfung
nur oein Versprechen abgeben, das sie nicht
halten können'. NachAnsichtvon Angelo Ros-
si ist dies besonders problematisch, da die Kre-
ditvergabe der Banken immer weniger mit der
Realproduktion verknüpft sei und immer mehr
nt eir.er Assetinflation in Wertpapieren und
Immobilienführe. Martin Hess behauptete da-
gegen, dass die Nationalbank (SNB) die Geld-
schöpfung der Bankeg über den Zins ausrei-
chend kontrolliere. Wenn dies stimmen wür-
de, hätte die SNB in den letzten Jahren keinen
Mindestkurs zum Euro einführen und diesen
auch nichtwieder abschaffen müssen. Hess er-
kannte aberrichtig: "Wenn die Geldschöpfung
frei wäre, wäre das wie ein perpetuum mobile
tatsächlich ein Problem." Leider ist dies ein
Fakt und keine Möglichkeitsform. Nach Hu-
ber will die Vollgeldreform die gesamte Geld-
menge nur noch nach Massgabe des Wirt-
schaftswachstums bzw. den Bedürfnissen der
Realwirtschaft steuern, sei es zu- oder abneh-
mend. Die Banken dürfen nur noch Geld ver-
leihen, das sie tatsächlich besitzen und das ih-
nen auch zu Investitionen zur Verfügung ge-
stellt wurde. Rudolf Walser kritisierte, dass
die Yollgeld-Initianten die vielen Berichte in-
ternationaler Finanzorganisationen nicht er-
wähnten, wonach es sich bei der Vollgeldidee
nicht um eine erprobte Reform handle. Nach
Martin Hess würde 2udem die Kreditversor-
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gung massiv zurückgehen und das "Banken-
system implodieren". Die anwesenden Profes-
soren waren allerdings der Meinung, dass die
Realwirtschaft von einer solchen Reform pro-
fitieren würde. Die Banken- und W-irtschafts-
vertreter behaupteten, dass die Banken nur
primär Geldvermittler und nicht Geldschöp-
fer seien. Huber widerlegte diese Argumenta-
tion damit, dass es sich beim Giralgeld auf den
Banken nur um Yerpflichtungen der Banken
handle, die auf ihrer Passivseite verbucht wür-
den. Mit diesen Bankschulden könnten nur die
Kunden, aber nicht korrekterweise die Ban-
ken selber handeln. Daher gebe es auch nichts
zu vermitteln.

Finanzkrise primär Systemproblem
Fazit; Die Finanzkrise ist nicht nur ein

Verhaltensproblem der betreffenden Akteure,
sondern, wie Angelo Rossi zutreffend festhielt,
primär ein Systempräblem. Solange die Mehr-
heit in unserer Gesellschaft sich nicht für die-
se. Geld- und Finanzstrukturen interessiert
bzw Medien und Linke nicht das nötige Mas-
senbewusstsein schaffen, werden die notwen-
digen Reformen besonders in der privilegier-
ten Schweiz weiter auf die Zukunft verscho-
ben bzw. mit gezielten PR-Aktionen - wie in
der laufenden Erbschaftssteuer-Diskussion -
manipuliert.

Auf die in der Vollgeld-Initiative enthal-
tende Forderung einer Finanzmarktordnung
im ...Gesamtinteresse des Landes", d.h. ei-
ner Regelung der Treuhandpflichten der Fi-
nanzdienstleister, einer Aufsicht über die Ge-
schäftsbedingungen der Finanzdienstleister,
der Bewilligung und Beaufsichtigung von Fi-
nanzprodukten, verschärfter Anforderungen
an die Eigenmittel und der Begrenzung des
Eigenhandels der Banken, wurde leider nicht
eingegangen.

öffentliche ETH-Vorlesung: «Brauchen
wir eine Geldreform?» Gibt es Alterna-
tiven zu der bestehenden Geldord-
nung? Haben wir die Krise überwunden
oder befinden wir uns nur im Auge des
Hurrikan?

Referent: Dr. Thomas Mayel ehem.
Chefvolkswirt der Deutschen Bank

Zeit: Mi. 27.Mai 2015, 19:00 - 20:30
Uhr
Ort: ETH Zentrum, Raum HG D 5,
Zürich.


